
 

 

  

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 214/14 B 
 
L 5 AS 856/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 77 AS 2017/10 (SG Berlin) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Berlin-Spandau, 
Altonaer Straße 70/72, 13581 Berlin, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. Juli 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richter 

Dr.  S c h ü t z e    und   Dr.  F l i n t  

beschlossen: 

 

Die sofortige Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Senats vom 

30. Juni 2014 - B 14 AS 410/13 B - wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat gegen den ihm am 8.7.2014 zugestellten Beschluss des Senats vom 30.6.2014, 

durch den sein Antrag auf Prozesskostenhilfe für ein Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren 

abgelehnt und seine Nichtzulassungsbeschwerde als unzulässig verworfen worden ist, mit 

Schreiben vom 10.7.2014 "sofortige Beschwerde" eingelegt. 

 

Die sofortige Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen, denn sie ist nicht statthaft. Der Be-

schluss des Senats vom 30.6.2014 ist nicht beschwerdefähig. Soweit im Sozialgerichtsgesetz 

(SGG) auf die Zivilprozessordnung verwiesen wird, tritt im sozialgerichtlichen Verfahren an die 

Stelle der sofortigen Beschwerde die "Beschwerde nach dem SGG". Eine Beschwerde ist nach 

§ 172 Abs 1, § 177 SGG nur gegen erstinstanzliche Entscheidungen (und auch dort nur einge-

schränkt) statthaft. Gegen Beschlüsse des Bundessozialgerichts (BSG) ist eine Beschwerde 

nicht statthaft (vgl BSG Beschluss vom 10.5.2011 - B 2 U 3/11 BH - juris RdNr 3 f, mwN). 

 

Soweit in der sofortigen Beschwerde des Klägers eine Anhörungsrüge nach § 178a SGG zu 

sehen sein sollte, wäre diese unzulässig (§ 178a Abs 4 Satz 1 SGG), weil der Kläger nicht 

schlüssig dargelegt hat (§ 178a Abs 2 Satz 5 SGG), dass die Voraussetzungen einer Verletzung 

des Anspruchs auf rechtliches Gehör durch den Beschluss des Senats vom 30.6.2014 vorlie-

gen. Soweit er sinngemäß vorträgt, der Senat habe unzutreffend entschieden, macht er nur 

geltend, weshalb aus seiner Sicht der Senat zu einer anderen Entscheidung hätte gelangen 

müssen. Er setzt sich also inhaltlich mit dem Beschluss auseinander. Eine inhaltliche Auseinan-

dersetzung kann nicht Gegenstand der Anhörungsrüge sein (vgl BSG Beschluss vom 10.5.2011 

- B 2 U 3/11 BH - juris RdNr 8, mwN). Auch soweit in seiner sofortigen Beschwerde eine Gegen-

vorstellung des Klägers liegen sollte, besteht keine Veranlassung für eine andere Entscheidung. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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